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Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 20 „Niederfeld III“, Stadt Büren, OT Steinhausen 
einschl. 34. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

Abwägung der während der Beteiligung gem. § 3(1) und § 4(1) BauGB im Zeitraum  
vom 15.12.2025 bis 21.01.2026 eingegangenen Anregungen und Bedenken 

 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag Beschlussempfehlung  
Ing.-Büro / Verwaltung 

a) betroffene Behörden  
1. Ericsson Services (15.12.2025)  

Die Firma Ericsson wurde von der Deutschen Telekom Technik GmbH 

beauftragt, in ihrem Namen, Anfragen zum Thema Trassenschutz zu bearbeiten. 

 

Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die Firma Ericsson 

bezüglich ihres Richtfunks keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. 

Diese Stellungnahme gilt für Richtfunkverbindungen des Ericsson – Netzes und 

für Richtfunkverbindungen des Netzes der Deutschen Telekom.  

 

Bitte richten Sie Ihre Anfragen (Ericsson und Deutsche Telekom) 

ausschließlich per Email an die:  bauleitplanung@ericsson.com 

 

Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 
 

2. Amprion GmbH (17.12.2025)  

im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine Höchstspannungsleitungen 

unseres Unternehmens. 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die 

zuständigen Unternehmen beteiligt haben. 

 

Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme; die relevanten Versorgungsträger wurden 
ebenfalls unterrichtet. 

  

mailto:bauleitplanung@ericsson.com
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3. Westnetz GmbH -Gas- (13.10.2023)  

In dem angegebenen Bereich befinden sich keine Erdgashochdruckleitungen 

der Westnetz GmbH. 

 

Die o. g. Stellungnahme bezieht sich ausschließlich auf 

Erdgashochdruckleitungen mit einem Betriebsdruck ≥ 5bar.  

 

Für die eventuell vorhandenen Versorgungsleitungen anderer Druckstufen und 

Sparten (Strom, Wasser, Fernwärme) erteilt das Regionalzentrum Arnsberg 

 

(arnsberg-planung@westnetz.de) Auskunft. 

 

Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 

 

 

4. Wasserverband Aabach-Talsperre (18.12.2025)  

Die Belange des Wasserverbandes Aabach-Talsperre werden in den von Ihnen 

gekennzeichneten Bereichen nicht berührt. 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme 

 

5. Thyssen Gas (18.12.2025)  

von dem zuvor genannten behördlichen Verfahren werden weder geplante noch 

vorhandene Anlagen unserer Gesellschaft betroffen. 

Unter der Voraussetzung, dass die Planungsgrenzen beibehalten werden, ist 

eine weitere Beteiligung an dem Verfahren nicht erforderlich. 

 

Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 

6. Deutsche Telekom (18.12.2025)  

Zum B-Plan: 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 

Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die 

Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte 

und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 

Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen 

Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:  

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme; rechtzeitig vor Beginn der 

Erschließungsmaßnahmen wird eine Abstimmung zwecks 

Koordinierung der Baumaßnahmen mit allen 

Versorgungsträgern erfolgen. 

 

 

http://arnsberg-planung@westnetz.de/
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Gegen den vorgelegten Bebauungsplan Nr. 20 Niederfeld III bestehen keine 

Einwände. 

 

Im angegebenen Planbereich betreibt die Telekom keine 

Telekommunikationslinien, wie aus dem beigefügten Lageplan ersichtlich ist. 

 

Jedoch liegen Telekommunikationslinien nah an den Plangebietsgrenzen. Diese 

versorgen die vorhandene Bebauung. Ich gehe davon aus, dass die 

Telekommunikationslinien punktuell gesichert, aber unverändert in ihrer 

Trassenlage verbleiben können. Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen 

TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet bleiben. 

 

Die Telekom macht darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine 

Versorgung des Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in 

unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten 

Erschließung sowie einer ausreichenden Planungssicherheit möglich ist. Das 

kann bedeuten, dass der Ausbau der Telekommunikationslinien im Plangebiet 

aus wirtschaftlichen Gründen in oberirdischer Bauweise erfolgt.  

 

Die Telekom orientiert sich beim Ausbau ihrer Festnetzinfrastruktur unter 

anderem an den technischen Entwicklungen und Erfordernissen. Insgesamt 

werden Investitionen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten geplant. Der 

Ausbau der Telekom erfolgt nur dann, wenn dies aus wirtschaftlicher Sicht 

sinnvoll erscheint. Dies bedeutet aber auch, dass die Telekom da, wo bereits 

eine Infrastruktur eines alternativen Anbieters besteht oder geplant ist, nicht 

automatisch eine zusätzliche, eigene Infrastruktur errichtet.  

 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die 

Koordinierung mit dem Straßen- und Kanalbau und den Baumaßnahmen der 

anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der 

Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom 
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Technik GmbH unter der Absenderadresse dieser E-Mail so früh wie möglich, 

mindestens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.  

 

Für die zukünftige Erweiterung des Telekommunikationsnetzes sind in allen 

Verkehrswegen geeignete und ausreichende Trassen für die Unterbringung der 

Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.  

 

Zur Versorgung neu zu errichtender Gebäude mit 

Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung neuer 

Telekommunikationslinien im und außerhalb des Plangebietes erforderlich. 

 

 

Zur FNP-Änderung: 

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 

Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die 

Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte 

und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 

Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen 

Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:  

 

Gegen die vorgelegte 34. Änderung des Flächennutzungsplanes „Bereich 

Niederfeld III“ bestehen keine Einwände.  

 

Im angegebenen Planbereich betreibt die Telekom keine 

Telekommunikationslinien, wie aus dem beigefügten Lageplan ersichtlich ist. 

 

Jedoch liegen Telekommunikationslinien nah an den Plangebietsgrenzen. Diese 

versorgen die vorhandene Bebauung. Ich gehe davon aus, dass die 

Telekommunikationslinien punktuell gesichert, aber unverändert in ihrer 

Trassenlage verbleiben können. Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme; eine Änderung der vorhandenen Leitungen ist 

nicht vorgesehen. Im Rahmen der Erschließungsmaßnahmen 

werden diese -falls notwendig- gesichert. 

 



 Abwägung frühzeitige Beteiligung gem. §§ 3(1) und 4(1) B-Plan Nr. 20 „Niederfeld III“ und 34. Änderung FNP, Stadt Büren, OT Steinhausen 

Seite 5 von 19 

TK-Linien müssen weiterhin gewährleistet bleiben. 

  

7. Vodafone West GmbH (18.12.2025)  

Zum B-Plan: 

Ihre Anfrage wurde zur Weiterbearbeitung an die zuständige Fachabteilung 

weitergeleitet, die sich bei Bedarf mit Ihnen zu gegebener Zeit in Verbindung 

setzen wird.  

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei 

immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 

 

Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, 

Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren 

Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion 

hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen 

Kommunikationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und 

zu entschuldigen. 

 

Zur FNP-Änderung: 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen 

geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich 

befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine 

Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht 

geplant. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei 

immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 

Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, 

Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren 

Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion 

hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme 
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Kommunikationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und 

zu entschuldigen 

 

8. Bundeswehr / Bundesamt für Infrastruktur…. (19.12.2025)  

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden 

Verteidigungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum 

angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange 

keine Einwände. 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme 

9. Westfalen Weser Netz GmbH (06.01.2026)  

Aus Sicht der Westfalen Weser Netz GmbH bestehen keine Bedenken.  

Eine Erschließung des Baugebietes mit Erdgas ist derzeit nicht vorgesehen. 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme 

10. Landesbetrieb Straßen NRW (07.01.2026)  

von Seiten des Landesbetriebes Straßenbau NRW, vertreten durch die 

Regionalniederlassung Sauerland-Hochstift Außenstelle Paderborn, bestehen 

keine Anregungen und Bedenken gegen die o. g. Bauleitplanung. 

Der Geltungsbereich o. a. Bauleitplanung im Ortsteil Steinhausen der Stadt 

Büren grenzt an keine Bundes- oder Landesstraße. 

 

Abschließend bitte ich Sie uns über den weiteren Verfahrensablauf, hinsichtlich 

der Abwägungsergebnisse in Bezug auf die vorgebrachten Anregungen und 

Bedenken, Rechtskraft des Bebauungsplanes oder eventuell Zurückstellungen 

wegen Verfahrensmängel oder Verzögerungen im Ablauf, zu informieren. 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme 

11. Westnetz, Regionalzentrum Arnsberg (13.01.2026)  

Im Gebiet der Stadt Büren betreibt die Westnetz als Eigentümerin:  

- Gas-Hochdruckanlagen und die zugehörigen Fernmelde-/Steuerleitungen  

- Strom-Hochspannungsanlagen  

- Strom-Verteilnetzanlagen:  
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- Mittelspannungsanlagen  
- Niederspannungsanlagen  
- Fernmeldeanlagen / Glasfasernetze  

 

Die Gas-Hochdrucknetze und Strom-Hochspannungsanlagen verlaufen mit 

ausreichendem Abstand zum vorliegenden Plangebiet und sind somit nicht 

betroffen.  

Im Rahmen der Trägerbeteiligung bestehen unsererseits keine Bedenken oder 

Anregungen. 

In die Verkehrsflächen müssen im Zuge der Erschließung ein 

Straßenbeleuchtungskabel sowie zwei Niederspannungskabel gelegt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Kenntnisnahme; im Rahmen der Erschließung des Baugebietes 

wird mit allen Versorgungsträgern eine Abstimmung bzgl. der 

Leitungstrassen erfolgen. 

 

12. Bez.Reg. Detmold, Dez. 33 Agrarstruktur… (14.01.2026))  

Die vorgelegte Planung wurde hinsichtlich der Belange der Agrarstruktur, 

allgemeinen Landeskultur, Immissionsschutz (nur Achtungsabstände nach KAS-

18), Bodenschutz, Grundwasserschutz, Hochwasserschutz und kommunales 

Abwasser geprüft. 

 

Als Träger öffentlicher Belange bestehen keine Bedenken. 

 

 

Hinweise des Dezernates 52, 54 (Bodenschutz, Wasserwirtschaft) 

Ansprechpartner: 

Abwasser Herr Krampe Tel.-Nr.: 05231/71-5487 

Bodenschutz Herr Siekmann Tel.-Nr.: 05231/71-5223 

 

Bodenschutz 

Die Prüfung umfasste die Bereiche Bodenschutz und Altlasten. Eine Auswertung 

des Fachinformationssystems "Altlasten und schädliche Bodenveränderungen" 

(FIS AlBo) hat ergeben, dass im Planbereich des Flächennutzungsplans keine 

Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen bekannt sind.  

 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 
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Der nachfolgend aufgeführte Hinweis ist zu beachten. 

 

Hinweis: 

1. Nach § 2 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) besteht die 
Verpflichtung, Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast oder 
schädlichen Bodenveränderungen unverzüglich der zuständigen 
Bodenschutzbehörde mitzuteilen, sofern derartige Feststellungen bei der 
Durchführung von Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder 
ähnlichen Eingriffen in den Boden und in den Untergrund getroffen 
werden. 

 

 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme; der Hinweis wird in die Begründung 
aufgenommen. 
 
 

13. Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen (15.01.2026)  

Um das Neubaugebiet „Niederfeld“ am östlichen Ortsrand zu erweitern und 
dadurch die „Siedlungslücke“ zum westlich gelegenen Ortskern zu schließen, 
sollen rund 2,0 ha landwirtschaftliche Fläche nördlich des Friedhofwegs als 
Wohngebiet ausgewiesen werden. In Anspruch genommen werden soll ein u. a. 
kleiner (ca. 1,6 ha) Acker-„Feldblock“ (zusammenhängend zu bewirtschaftende 
Einheit), der im Osten und Westen an Wohnbebauung und im Süden an den 
Friedhof grenzt. Aus öffentlich landwirtschaftlicher Sicht wird grundsätzlich 
begrüßt, wenn durch „Nachverdichtungen“ und „Lückenschlüsse“ innerhalb des 
„Siedlungszusammenhangs“ ein weiteres Vordringen in den Außenbereich 
vermieden werden kann. 
Bezüglich der o. g. Planung weise ich darauf hin, dass Steinhausen stark 
landwirtschaftlich geprägt ist. Im Ortsteil Steinhausen und in der näheren 
Umgebung des Plangebietes - insbesondere in südliche Richtung - befinden sich 
mehrere landwirtschaftliche Betriebe mit z. T. umfangreicher Nutztierhaltung. 
Auch in etwas größeren Entfernungen liegen östlich, südlich und westlich von 
Steinhausen umfangreiche Tierhaltungen, die im Plangebiet je nach 
Windrichtung Geruchsemissionen verursachen können. Mit 
Geruchsimmissionen im Plangebiet ist zu rechnen. Es ist sicherzustellen, dass 
die landwirtschaftlichen Tierhaltungen nicht in ihrem Bestand oder in ihren 
derzeitigen Entwicklungsoptionen beeinträchtigt werden. In der Begründung und 
im Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass aufgrund der Nähe zu 
landwirtschaftlichen Betrieben und zu landwirtschaftlich genutzten Flächen mit 

 
Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag:  
Der Planbereich wurde hinsichtlich der 
Geruchsimmissionssituation durch das Ingenieurbüro Richters 
& Hüls im Jahr 2026 untersucht. Die Immisionsprognose des 
Geruchsgutachtens ergab, dass die Geruchsbelastung im 
Bebauungsplangebiet die Werte zwischen 0.03 (3%) und 0.09 
(9%) erreichen (siehe Geruchsgutachten des Ingenieurbüros 
Richters & Hüls vom 30.03.2026 –Immissionsprognose – 
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 20 „Niederfeld III“ in 33142 
Büren-Steinhausen, verfasst von B. Eng. Andre Feldhaus). 
Somit wird der in der TA Luft 2021 aufgeführte Immissionswert 
von 0.10 (10%) für Wohn- und Mischgebiete eingehalten.  
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gelegentlich auftretenden Staub-, Geruchs- und Lärmimmissionen zu rechnen ist 
und dass diese ortsüblich und hinnehmbar sind. In diesen Hinweisen sollte es 
anstelle von „hinnehmbar“ heißen: „... sind hinzunehmen“, ggf. ist zu 
konkretisieren, in welcher Höhe Geruchsimmissionen hinzunehmen sind und 
dies entsprechend zu begründen (z. B. historisch gewachsene Struktur von 
Steinhausen). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der aktuelle Vorentwurfsstand sieht beim Starkregenfall einen schadlosen 
Abfluss des Regenwassers über die geplante westliche Straße im Plangebiet auf 
die nördlich angrenzende landwirtschaftliche Fläche vor. Zu diesem Zweck soll 
das Gelände entsprechend modelliert werden. Ich weise darauf hin, dass 
nördlich direkt angrenzend an die landwirtschaftliche Fläche, auf die das 
Regenwasser geleitet werden soll, die Hofstelle eines landwirtschaftlichen 
Betriebs liegt. Es ist sicherzustellen, dass diese Hofstelle, die etwas niedriger 
liegt als die südlich angrenzenden Flächen, nicht durch abfließendes 
Regenwasser beeinträchtigt wird. 
 
Weitere Hinweise werden nicht vorgetragen. 
 

Erweiterungsabsichten umliegender Tierhaltungsbetriebe 
wurden nicht berücksichtigt, da die bestehende Bebauung den 
maßgeblichen begrenzenden Faktor für potenzielle 
Erweiterungen darstellt. Dieses Vorgehen entspricht den 
Grundsätzen der TA Luft 2021, wonach bei der 
immissionsschutzrechtlichen Bewertung der bestehende 
Schutzanspruch der vorhandenen Immissionsorte maßgeblich 
ist. 
 
Vor diesem Hintergrund bestehen keine geruchstechnischen 
Bedenken gegenüber dem Vorhaben. 
 
Die Formulierung wird entsprechend der Anregung geändert. 
 
Beschlussvorschlag: 
Für die Erschließung des Plangebietes wurde vom Büro Welling 
& Partner der Fachbeitrag zum Thema Wasserbilanz und 
Starkregen erstellt (siehe Fachbeitrag Regenwasser zum Be-
bauungsplan „Niederfeld III“ Büren OT Steinhausen, erstellt 
vom Ingenieurbüro Welling & Partner, April 2026). Das Ergebnis 
zeigt, dass im neuen Baugebiet keine signifikante 
Starkregengefahr besteht. Die angrenzende bestehende 
Bebauung wird durch das Anlegen von Notwasserwegen und 
Retentionsräumen mit der Erschließung des Baugebietes 
bessergestellt. 
 

14. Kreis Paderborn (20.01.2026)  

Zu der o. a. Planänderung bestehen zum derzeitigen Verfahrensstand keine 
Anregungen und Bedenken. 

Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme 
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b) Bürger  

1. Bürger 1 (13.01.2026)  

als unmittelbarer Nachbar und Bewohner des bestehenden Baugebiets 
Niederfeld I nehme ich hiermit Stellung zum Vorentwurf des Bebauungsplans 
Nr. 20 „Niederfeld III“.  
Ich lehne die geplante Erweiterung in der vorliegenden Form ab, da kein 
nachvollziehbarer Bedarfsnachweis für zusätzliche Bauflächen vorliegt.  
 
Die Begründung verweist lediglich pauschal auf eine „anhaltende Nachfrage 
nach Wohnraum für junge Familien“. Ein belastbarer Nachweis fehlt 
vollständig. Ein solcher Nachweis muss insbesondere berücksichtigen:  

a) Den demografischen Wandel in Steinhausen: In den bestehenden 
Wohngebieten (Marienstraße, Tühlhöhe, Fettpottweg, Fasanenweg) 
wird perspektivisch Wohnraum frei, da ältere Eigentümer ihre 
Immobilien nicht mehr selbst nutzen können. Dies führt zu einem 
erhöhten Leerstandsrisiko in der Ortsmitte. 

b) Die Tatsache, dass bereits 2021 mit dem Bebauungsplan Nr. 19 
„Niederfeld II“ ein Baugebiet für dieselbe Zielgruppe ausgewiesen 
wurde. Eine erneute Erweiterung muss durch einen detaillierten 
Bedarfsnachweis begründet werden. 

  
Ich bitte daher um:  

• Offenlegung eines aktuellen Wohnraumbedarfs -Gutachtens,  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum im Sinne einer 
Daseinsvorsorge ist nicht nur auf die Ballungszentren und 
Großstädte beschränkt, sondern auch Aufgabe der kleineren 
ländlichen Kommunen. Die Stadt Büren ist daher bemüht, der 
Nachfrage angepasste Wohnbauflächen bereit zu stellen. 
Dieses betrifft - typisch für den ländlichen Raum - in erster 
Linie Grundstücke für das Ein- oder Zweifamilienhaus. 
Der Bedarf nach solchen Grundstücken zeigte sich in 
Steinhausen in den vergangenen Jahren durch eine erhöhte 
Nachfrage im angrenzenden Baugebieten Niederfeld I und II. 
So gab es bei der Vergabe der Grundstücke im Baugebiet 
Niederfeld II  11 Bewerber mehr als Wohnbaugrundstücke zur 
Verfügung standen. Diese Nachfrage kann durch das geplante 
Gebiet „Niederfeld III“ gedeckt werden. 
Das Risiko eines erhöhten Leerstands in bestehenden 
Wohnimmobilien in den nordwestlichen Siedlungsbereichen 
wird für unwahrscheinlich gesehen. Hier zeigen die 
Erfahrungen, dass durch generationsübergreifende 
Eigennutzung oder durch den Verkauf ein Leerstand 
vermieden wird. 
Das Angebot an neuen Wohnbauflächen stellt zudem eine 
Ergänzung des Wohntraumangebotes dar. 
Die Erfahrungen der letzten Jahre und der steigende Wunsch 
nach eigenem Wohnraum im Allgemeinen zeigen, dass der 
Bedarf weiterhin vorhanden ist. 
 
Beschlussvorschlag: 
Eine Wohnraumbedarfsanalyse wird für nicht notwendig 
gehalten. Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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• Darstellung der Innenentwicklungsmöglichkeiten vor Inanspruchnahme 
neuer landwirtschaftlicher Flächen, 
 
 
 
 
 
 
 

• Prüfung, ob die geplante Erweiterung angesichts des demografischen 
Wandels überhaupt erforderlich ist. 

 

Die Ausweisung des Baugebietes „Niederfeld III“ erfolgt 
bereits bewusst mit der Zielsetzung, die östlich vorhandenen 
Wohngebiete (Niederfeld I und II) räumlich an den Ortskern 
anzubinden. Eine Ausdehnung der Ortslage in den 
Außenbereich wird durch die Inanspruchnahme dieser Fläche 
verhindert. Die Bebauung schließt die Lücke zw. der alten 
Ortslage und den vorhandenen Wohngebieten am Ortsrand. 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Die vorhandene Nachfrage nach Wohnbaugrundstücken in 
Steinhausen zeigt, dass der demographische Wandel eher 
eine untergeordnete Rolle spielt. Die Notwendigkeit einer 
Prüfung, ob aufgrund des demographischen Wandels die 
Ausweisung von Wohnbauflächen notwendig ist, wird daher 
nicht gesehen. 
Die Bereitstellung von Wohnbaugrundstücken eröffnet auch 
die Möglichkeit für Auswärtige, ihren Wunsch nach 
Wohneigentum zu realisieren. 
 

2. Bürger 2 (insges. 27 Unterschriften) (19.01.2026)  

hiermit nehmen wir fristgerecht Stellung zum öffentlich ausgelegten Entwurf der 
34. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Büren im Bereich 
„Steinhausen Ost" mit Bebauungsplan Nr. 20 „Niederfeld II".  
Als Anwohner sind wir von dem Vorhaben unmittelbar betroffen. 
Wir bewohnen das Haus am derzeitigen Straßenende „Am Kiliansbrunnen 5" 
gemeinsam mit unseren zwei Kindern im Kindergartenalter.  
 
In dieser Stellungnahme möchten wir uns gegen die verkehrliche Erschließung 
des Plangebietes für den motorisierten Verkehr von Osten über die 
Wohnstraßen „Alter Kreuzweg" und „Am Kiliansbrunnen" aussprechen. 
 
Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erscheint unzureichend 
geprüft. Nach unserer Einschätzung wird die von Ihnen geplante 
Zufahrtsstraße „Am Kiliansbrunnen“ die zusätzliche Belastung des 
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Durchfahrtverkehrs durch neue Anwohner und vor allem durch den Hol- und 
Bringverkehr des geplanten Kindergartens nicht aufnehmen können.  
 
Gemäß § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne 
insbesondere die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung, 
sowie die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere auch von Familien 
mit mehreren Kindern, zu berücksichtigen. 
 
Diese Punkte sind durch die folgende Auflistung nicht erfüllt. 
 

1. Verkehrssicherheit und Straßenführung 
Die Kurve von Alter Kreuzweg" zu „Am Kiliansbrunnen" (Höhe Am 
Kiliansbrunnen 1) ist bereits im jetzigen Zustand stark uneinsichtig. Ein 
sicherer Begegnungs- bzw. Durchgangsverkehr ist dadurch nicht 
gewährleistet.  
Um die Sichtverhältnisse zu verbessern, müsste die bestehende 
Baumscheibe entfernt werden. Andernfalls besteht weiterhin eine 
erhebliche Gefährdung für alle Verkehrsteilnehmer. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einwender tragen vor, dass die Kurvensituation im 
Bereich „Alter Kreuzweg“ / „Am Kiliansbrunnen“ aufgrund 
eingeschränkter Sichtverhältnisse zu einer Gefährdung der 
Verkehrssicherheit führe. 
 
Die Stadt stellt hierzu fest, dass es sich bei dem betroffenen 
Bereich um eine Tempo-30-Zone handelt, in der aufgrund der 
geringen Fahrgeschwindigkeiten sowie der geltenden Rechts-
vor-links-Regelung grundsätzlich ein verkehrsberuhigter 
Ablauf gewährleistet ist. Die vorhandene Baumscheibe trägt 
zusätzlich zur Geschwindigkeitsreduzierung bei und ist somit 
als verkehrsberuhigendes Element zu bewerten. Die Anlage 
klassischer Sichtdreiecke ist unter diesen 
Rahmenbedingungen nicht erforderlich. 
 
Zudem ist festzustellen, dass die konkrete Ausgestaltung der 
bestehenden Straßenführung sowie mögliche Anpassungen 
im Detail (z. B. Markierungen, Beschilderung oder bauliche 
Maßnahmen) nicht Gegenstand der Bauleitplanung sind, 
sondern im Rahmen der Ausführungsplanung bzw. der 
verkehrsrechtlichen Anordnungen erfolgen. 
Die vorgetragenen Hinweise zur Verkehrssituation werden 
jedoch als fachlich relevante Hinweise aufgenommen und 
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2. Unzureichende Fahrbahnbreite 
Die Straße „Am Kiliansbrunnen" weist eine Fahrbahnbreite von lediglich 
ca. 5,82 m auf. Diese Breite ist für den vorgesehenen zusätzlichen 
Verkehr, insbesondere im Zusammenhang mit einer Nutzung durch 
einen Kindergarten, nicht ausreichend dimensioniert.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

sollen im Zuge der weiteren Ausführungsplanung sowie bei 
verkehrsrechtlichen Maßnahmen geprüft und berücksichtigt 
werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die vorgetragenen Bedenken hinsichtlich der 
Verkehrssicherheit und Straßenführung wurden geprüft und 
abgewogen. Sie führen nicht zu einer Änderung der Planung. 
Die Hinweise werden im Rahmen der weiteren 
Ausführungsplanung sowie bei verkehrsrechtlichen 
Anordnungen berücksichtigt. 
 
 
Die Einwender führen aus, dass die vorhandene 
Fahrbahnbreite für den zusätzlichen Verkehr, insbesondere im 
Zusammenhang mit einer möglichen Kindertagesstätte, nicht 
ausreichend sei. 
 
Nach fachlicher Bewertung der zuständigen Fachabteilung 
weist die Straße eine Breite von ca. 6,00 m auf und entspricht 
damit den Anforderungen an Wohnstraßen mit geringer 
Verkehrsbelastung. Gemäß den Richtlinien für die Anlage von 
Stadtstraßen (RASt 06) sind bei entsprechenden 
Verkehrsstärken bereits Fahrbahnbreiten ab 4,50 m 
ausreichend. Auch unter Berücksichtigung der möglichen 
zusätzlichen Verkehre durch das geplante Baugebiet sowie 
eine optional zulässige Kindertagesstätte ist nicht von einer 
relevanten Erhöhung der Verkehrsbelastung auszugehen, die 
eine andere Dimensionierung erforderlich machen würde. 
 
Darüber hinaus ist festzustellen, dass die konkrete Ausbildung 
des Straßenquerschnitts nicht Gegenstand der Bauleitplanung 
ist, sondern im Rahmen der Detailplanung erfolgt. 
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3. Parkende Fahrzeuge und eingeschränkte Befahrbarkeit 
Durch das Parken von Anwohnerfahrzeugen ist die Straße bereits heute 
teilweise nur einseitig befahrbar. Begegnungsverkehr ist dadurch kaum 
möglich, was zu Rückstaus, Ausweichmanövern und zusätzlichen 
Gefahrensituationen führt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Hinweise werden dennoch im weiteren Planungsprozess 
berücksichtigt und im Rahmen der Ausführungsplanung 
überprüft. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die vorgetragenen Bedenken hinsichtlich der Fahrbahnbreite 
wurden geprüft und abgewogen. Sie führen nicht zu einer 
Änderung der Planung. Die Hinweise werden im Rahmen der 
weiteren Ausführungsplanung berücksichtigt. 
 
 
Die Einwender weisen darauf hin, dass parkende Fahrzeuge 
bereits heute zu Einschränkungen im Begegnungsverkehr 
führen. 
 
Hierzu ist festzustellen, dass gemäß den Vorgaben der 
Straßenverkehrsordnung eine Mindestbreite von 3,05 m für 
die Befahrbarkeit durch Rettungs- und Entsorgungsfahrzeuge 
sicherzustellen ist. Diese ist im vorliegenden Fall bei 
ordnungsgemäßem Parkverhalten gewährleistet. Darüber 
hinaus sieht der Bebauungsplan vor, dass die erforderlichen 
Stellplätze auf den privaten Grundstücken nachzuweisen sind, 
wodurch eine Entlastung des öffentlichen Straßenraums 
erreicht wird. 
 
Das Parkverhalten im öffentlichen Raum sowie ggf. 
erforderliche Einschränkungen oder Regelungen (z. B. 
Halteverbote) sind nicht Gegenstand der Bauleitplanung, 
sondern können im Rahmen verkehrsrechtlicher Anordnungen 
geregelt werden. 
 
Die Hinweise werden jedoch aufgenommen und im weiteren 
Verfahren berücksichtigt. 
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4. Fehlende Gehwege / Gefährdung von Fußgängern 
Entlang der Straße ist kein Gehweg bzw. Bürgersteig vorhanden. 
Damit fehlen gefahrenfreie Wege für Anwohner, insbesondere für 
Kinder. Eine sichere Trennung zwischen Fuß- und Fahrverkehr ist 
derzeit nicht gegeben und auch planerisch kaum herstellbar. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beschlussvorschlag: 
Die vorgetragenen Bedenken hinsichtlich parkender 
Fahrzeuge wurden geprüft und abgewogen. Sie führen nicht 
zu einer Änderung der Planung. Die Hinweise werden im 
Rahmen der Ausführungsplanung sowie bei 
verkehrsrechtlichen Anordnungen berücksichtigt. 
 
 
Die Einwender bemängeln das Fehlen separater Gehwege 
und sehen darin eine Gefährdung insbesondere für Kinder. 
 
Die Stadt stellt hierzu fest, dass in Tempo-30-Zonen sowie in 
verkehrsberuhigten Bereichen regelmäßig niveaugleiche 
Verkehrsflächen zur Anwendung kommen, bei denen eine 
gemeinsame Nutzung durch alle Verkehrsarten vorgesehen 
ist. Diese Gestaltung entspricht den anerkannten Regeln der 
Technik und führt in der Regel zu einer Reduzierung der 
Fahrgeschwindigkeiten. Eine bauliche Trennung von Geh- und 
Fahrverkehr kann demgegenüber zu höheren 
Geschwindigkeiten führen und sich somit negativ auf die 
Verkehrssicherheit auswirken. 
 
Unabhängig davon ist die konkrete Gestaltung des 
Straßenraums – einschließlich der Frage, ob und in welcher 
Form Gehwege angeordnet werden – nicht Gegenstand der 
Bauleitplanung, sondern Teil der nachfolgenden 
Ausführungsplanung. 
 
Die Hinweise werden im Rahmen der weiteren (Ausführungs-) 
Planung geprüft und berücksichtigt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die vorgetragenen Bedenken hinsichtlich fehlender Gehwege 
wurden geprüft und abgewogen. Sie führen nicht zu einer 
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5. Fehlende Wendemöglichkeiten für Sonderfahrzeuge 
Es bestehen keine geeigneten Wendemöglichkeiten für 
Räumfahrzeuge, Müllabfuhr oder Rettungsfahrzeuge. 
In Kombination mit der engen Straßenführung und den fehlenden 
Gehwegen entsteht eine zusätzliche Gefahrensituation, sowohl für 
Einsatzkräfte als auch für Anwohner. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6. Nicht erfüllte Empfehlungen für eine Kindergarten-Zufahrt 
Für die verkehrliche Erschließung eines Kindergartens werden 
üblicherweise folgende Mindestmaße empfohlen: 
 - Fahrbahnbreite bei Begegnungsverkehr: ca. 5,50-6,00 m 
 - Fahrbahnbreite bei Einbahnstraßen: ca. 3,50 - 4,50 m 
 - Gehwege: beidseitig empfohlen, jeweils mindestens 2,00 m 
Diese Anforderungen können vor Ort nicht eingehalten werden. 

Änderung der Planung. Die Hinweise werden im Rahmen der 
Ausführungsplanung berücksichtigt. 
 
 
Die Einwender führen an, dass keine ausreichenden 
Wendemöglichkeiten für Rettungs- und Entsorgungsfahrzeuge 
vorhanden seien. 
 
Nach der vorliegenden Planung ist im nördlichen Bereich des 
Plangebiets eine Wendemöglichkeit vorgesehen. Darüber 
hinaus ist perspektivisch eine weitere Anbindung an die 
Abelbachstraße geplant, wodurch sich die 
Erschließungssituation zusätzlich verbessert. 
Die konkrete Dimensionierung und Ausgestaltung von 
Wendeanlagen ist Gegenstand der Ausführungsplanung und 
wird unter Berücksichtigung der einschlägigen Anforderungen 
(z. B. für Rettungsfahrzeuge und Müllabfuhr) sichergestellt. 
 
Die Hinweise werden im weiteren Planungsprozess 
berücksichtigt. 
 
Beschlussvorschlag:  
Die vorgetragenen Bedenken hinsichtlich fehlender 
Wendemöglichkeiten wurden geprüft und abgewogen. Sie 
führen nicht zu einer Änderung der Planung. Die Hinweise 
werden im Rahmen der Ausführungsplanung berücksichtigt. 
 
 
Die Einwender führen aus, dass die üblichen Anforderungen 
an die Erschließung einer Kindertagesstätte nicht eingehalten 
werden könnten. 
 
Nach fachlicher Einschätzung ist davon auszugehen, dass die 
vorhandenen Straßenquerschnitte auch unter 
Berücksichtigung einer möglichen Kita-Nutzung den 
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Allein bei einem Gehweg von 2,00 m Breite würde die verbleibende 
Fahrbahn nicht mehr den notwendigen Sicherheitsanforderungen 
entsprechen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

7. Hol- und Bringverkehr 
Der zu erwartende Hol- und Bringverkehr eines Kindergartens 
verschärft die Situation erheblich. 
Eine notwendige Trennung von Fußgängern (Kinder, Eltern) und 
Fahrverkehr ist in der bestehenden Straßenstruktur nicht möglich, 
wodurch sich das Unfallrisiko deutlich erhöht. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

einschlägigen Regelwerken entsprechen, da grundlegenden 
Regelwerke eingehalten werden. 
 
Unabhängig davon erfolgt die konkrete Planung einer 
Kindertagesstätte – einschließlich der verkehrlichen 
Erschließung und der erforderlichen Stellplätze – in einem 
gesonderten Verfahren bzw. im Rahmen der 
Ausführungsplanung. 
 
Die Hinweise werden daher im Rahmen der konkreten Bau- 
und Erschließungsmaßnahmen berücksichtigt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die vorgetragenen Bedenken hinsichtlich der Erschließung 
einer möglichen Kindertagesstätte wurden geprüft und 
abgewogen. Sie führen nicht zu einer Änderung der Planung. 
Die Hinweise werden im Rahmen der weiteren Planung und 
Ausführungsplanung berücksichtigt. 
 
 
Die Einwender sehen im Hol- und Bringverkehr einer 
möglichen Kindertagesstätte eine erhebliche zusätzliche 
Belastung und Gefährdung. 
 
Nach fachlicher Bewertung ist nicht von einer relevanten 
Erhöhung der Verkehrsbelastung auszugehen, die eine 
andere Einstufung der Straße oder eine grundlegende 
Änderung der Erschließung erforderlich machen würde. 
Verkehrsbedingte Spitzen sind zeitlich begrenzt und können 
durch geeignete organisatorische Maßnahmen, insbesondere 
durch die Bereitstellung von Kurzzeitstellplätzen auf dem 
Grundstück der Einrichtung, abgewickelt werden. 
 
Darüber hinaus wurde die mögliche Kindertagesstätte 
bewusst innerhalb eines größeren zusammenhängenden 
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8. Auswirkungen auf Anwohner und Grundstückswerte 
Neben der erheblichen Gefährdung der Anwohner ist auch eine 
Minderung der Grundstückswerte zu erwarten. Die zusätzliche 
Verkehrsbelastung, erhöhte Lärm- und Gefahrenpotenziale stellen eine 
nachhaltige Beeinträchtigung der Wohnqualität dar. 

 
 
 
 
 

Neubaugebiets angeordnet, in dem bereits zahlreiche 
Familien wohnen bzw. zukünftig wohnen werden. Durch diese 
Standortwahl werden kurze Wege zur Einrichtung ermöglicht, 
die erfahrungsgemäß zu einem erheblichen Anteil fußläufig 
oder mit dem Fahrrad zurückgelegt werden können. Damit 
wird dem planerischen Leitbild der „Stadt der kurzen Wege“ 
Rechnung getragen und die durch die Einrichtung verursachte 
Verkehrserzeugung bereits auf Ebene der Bauleitplanung 
minimiert. 
 
Auch hier gilt, dass die konkrete Organisation des Verkehrs 
sowie betriebliche Abläufe nicht Gegenstand der 
Bauleitplanung sind. 
 
Die Hinweise werden dennoch im weiteren Planungsprozess 
berücksichtigt. 
 
Beschussvorschlag:  
Die vorgetragenen Bedenken hinsichtlich des Hol- und 
Bringverkehrs wurden geprüft und abgewogen. Sie führen 
nicht zu einer Änderung der Planung. Die Hinweise werden im 
Rahmen der weiteren Planung und Ausführungsplanung 
berücksichtigt. 
 
 
Die Einwender befürchten eine Minderung der 
Grundstückswerte sowie eine Verschlechterung der 
Wohnqualität. 
 
Hierzu ist festzustellen, dass derartige Veränderungen von 
Grundstückswerten keinen abwägungserheblichen Belang im 
Sinne des Baugesetzbuches darstellen. Darüber hinaus ist 
nach fachlicher Einschätzung nicht von einer erheblichen 
zusätzlichen Belastung durch Verkehr oder Lärm auszugehen. 
Vielmehr kann die Nähe zu sozialer Infrastruktur, wie einer 
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Nach unserer Auffassung sind - gemäß den oben genannten Punkten - die 
Straßen „Alter Kreuzweg" und „Am Kiliansbrunnen" als Zufahrtsstraße zu 
einem Kindergarten ungeeignet und stellen eine erhebliche Gefahr durch den 
erhöhten Verkehr, insbesondere für die vielen hier ansässigen Kleinkinder dar. 
Allein in den 3 Häusern Am Kiliansbrunnen 3-5 wohnen insgesamt 4 Kinder 
unter 5 Jahren sowie 4 weitere Kinder zwischen 8 und 16 Jahren, davon eines 
mit geistiger Behinderung.  
Wir bitten darum, die verkehrlichen Auswirkungen erneut zu prüfen und 
entsprechende Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen sowie um Berücksichtigung 
unserer Stellungnahme im weiteren Verfahren.  
 
Dieser Stellungnahme ist als Anlage eine Unterschriftenliste der 
Bewohnerinnen und Bewohner des Baugebietes Niederfeld I beigefügt. Mit 
Ihren Unterschriften bringen die Betroffenen übereinstimmend zum Ausdruck, 
dass sie die geplante Zufahrtsstraße ablehnen. 
Die breite Unterstützung aus der Anwohnerschaft verdeutlicht, dass erhebliche 
Bedenken gegen die vorgesehene Erschließung bestehen, und unterstreicht 
die Bedeutung der vorgetragenen Einwände. 
 

möglichen Kindertagesstätte, auch positive Effekte auf die 
Wohnqualität haben. 
 
Die vorgetragenen Belange werden geprüft und abgewogen, 
führen jedoch nicht zu einer anderen Bewertung der Planung. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die vorgetragenen Bedenken hinsichtlich möglicher 
Auswirkungen auf Grundstückswerte und Wohnqualität 
wurden geprüft und abgewogen. Sie führen nicht zu einer 
Änderung der Planung. 
 
 
Die vorgebrachten Bedenken wurden geprüft und abgewogen. 
Sie betreffen überwiegend Aspekte der konkreten 
Straßenraumgestaltung und Verkehrsorganisation, die nicht 
Gegenstand der Bauleitplanung sind, sondern im Rahmen der 
nachgelagerten Ausführungsplanung und verkehrsrechtlichen 
Regelungen zu behandeln sind. 
 
Die Hinweise werden daher in die weitere Planung eingestellt, 
führen jedoch nicht zu einer Änderung des Bebauungsplans. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung vorgetragenen 
Bedenken wurden geprüft und abgewogen. Sie führen nicht zu 
einer Änderung des Bebauungsplans. Die Hinweise werden – 
soweit sie die konkrete Ausgestaltung betreffen – im Rahmen 
der Ausführungsplanung sowie bei verkehrsrechtlichen 
Anordnungen berücksichtigt. 

 
 


